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225 HINWEISBEKANNTMACHUNG AUF DIE AMTLICHE BEKANNTMACHUNG DER BEZIRKSREGIE-

RUNG ARNSBERG ÜBER DIE ÖFFENTLICHE VEREINBARUNG ZWISCHEN DEM HOCHSAUER-
LANDKREIS VERTRETEN DURCH DEN LANDRAT UND DEN KREISANGEHÖRIGEN STÄDTEN 
UND GEMEINDEN VERTRETEN DURCH DIE BÜRGERMEISTER ÜBER DIE GEMEINSAME NUT-
ZUNG VON FACHAKTEN 

 
Gem. § 24 Abs. 3 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG NRW) vom 01.10.1979 
(GV.NRW.S.621)‚ in der z. Zt. geltenden Fassung (SGV.NRW.202) weise ich darauf hin, dass die öffentlich-
rechtliche Vereinbarung zwischen dem Hochsauerlandkreis vertreten durch den Landrat und den kreisange-
hörigen Städten und Gemeinden vertreten durch die Bürgermeister über die gemeinsame Nutzung von Fach-
akten vom 09.10.2020 im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Arnsberg Nr. 45/2020 vom 07.11.2020, S. 494 
bis 495, lfd. Nr. 699, öffentlich bekanntgemacht worden ist. 
 
Meschede, 09.11.2020 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
- Organisation, Öffentlichkeitsarbeit, Service- 
 
gez. 
Dr. Schneider 
 

 

226 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG GEMÄß § 10 DES BUNDES-IMMISSIONSSCHUTZGESET-

ZES (BIMSCHG) I. V. M. § 21 A DER 9. VERORDNUNG ZUR DURCHFÜHRUNG DES BUNDES-
IMMISSIONSSCHUTZGESETZES (9. BIMSCHV) 

 ANTRAG DER ENERGIE & LANDWIRTSCHAFT INVEST GMBH & CO.KG, V. D. E & L ENERGIE 
& LANDWIRTSCHAFT VERWALTUNGSGESELLSCHAFT MBH, V. D. GESCHÄFTSFÜHRER MI-
CHAEL FLOCKE AUF ERTEILUNG EINER GENEHMIGUNG NACH § 4 BIMSCHG FÜR DIE ER-
RICHTUNG UND DEN BETRIEB VON EINER WINDENERGIEANLAGE (ME 22) DES TYPS ENER-
CON E-138 EP3 E2 IM STADTGEBIET MARSBERG 

 -ERTEILUNG DER GENEHMIGUNG- 
 
Der Hochsauerlandkreis hat, als zuständige Genehmigungsbehörde, der Energie & Landwirtschaft Invest 
GmbH & Co.KG, v. d. E & L Energie & Landwirtschaft Verwaltungsgesellschaft mbH, v. d. Geschäftsführer 
Michael Flocke, Zur Egge 17, 34431 Marsberg auf ihren Antrag vom 29.10.2019 die Genehmigung gem. § 4 
BImSchG für die Errichtung und den Betrieb von einer Windenergieanlage (ME 22) des Typs ENERCON E-
138 EP3 E2 in der Gemarkung Meerhof, Flur 2, Flurstücke 273, 274 am 04.11.2020 erteilt. 
 
Gemäß § 1 Abs. 1 in Verbindung mit Ziffer 1.6.2 des Anhanges 1 der Verordnung über genehmigungsbedürf-
tige Anlagen (4. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) und den Bestimmun-
gen des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) bedarf das beantragte Vorhaben einer Genehmigung 
nach diesen Vorschriften. 
 
Die Genehmigung wird im nachstehend aufgeführten Umfang entsprechend den Antragsunterlagen, die ver-
bindlicher Bestandteil der Genehmigung sind, wie folgt erteilt:  
 
Gegenstand des Antrages ist die Errichtung und der Betrieb von einer Anlage zur Nutzung von Wind-
energie   
 

Bezeichnung Typ Anlagen-
Nr.  

Nennleistung 
[kW] 

Nabenhöhe 
[m] 

Gemarkung Flur Flurstück/e 

ME 22 ENER-
CON E-
138 EP3 
E2 

8194445.1 4.200 160 Meerhof 2 273, 274 

 
Sofortige Vollziehung 
Auf Antrag der Antragstellerin vom 29.10.2019 wird gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO die sofortige Vollziehung 
des Genehmigungsbescheides angeordnet. 
 
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfolgt im überwiegenden Interesse der Antragstellerin und im öf-
fentlichen Interesse. 
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Eingeschlossene Genehmigung 
Die Genehmigung schließt gemäß § 13 BImSchG folgende Entscheidung ein: 
Baugenehmigung  
 
Nebenbestimmungen 
Der Genehmigungsbescheid enthält Nebenbestimmungen zur Sicherstellung des Immissionsschutzes, zur 
Bauausführung und zum Brandschutz, zum Arbeitsschutz, zum Gewässerschutz, zum Landschafts- und Ar-
tenschutz und zur Kennzeichnung als Luftfahrthindernis.  
 
Die Entscheidung über den Antrag wird hiermit gem. § 10 Abs. 8 BImSchG i.V.m. § 21a der 9. BImSchV 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Genehmigungsbescheid und die dazugehörigen Unterlagen können vom 16.11.2020 bis einschließlich 
30.11.2020 [gem. § 3 Abs. 1 Planungssicherstellungsgesetz (PlanSiG) i.V.m. § 27a Abs. 1 Verwaltungsver-
fahrensgesetz NRW (VwVfG NRW) und § 10 Abs. 8 i.V.m. § 21 a der 9. BImSchV auf der Internetseite des 
Hochsauerlandkreises  
https://www.hochsauerlandkreis.de/hochsauerlandkreis/buergerservice/bauen/wohnen/kataster/bekanntma-
chung-oeff eingesehen werden.  
Ebenso kann der Bescheid im v. g. Zeitraum im UVP-Portal des Landes Nordrhein-Westfalen unter https://uvp-
verbund.de/startseite eingesehen werden.  
Die gem. § 10 Abs. 8 BImSchG i.V.m. § 21 a der 9. BImSchV vorzunehmende Auslegung des Bescheides und 
der dazugehörigen Unterlagen wird somit gem. § 3 Abs. 1 Satz 1 PlanSiG durch Veröffentlichung im Internet 
ersetzt. 
 
Daneben liegen der Bescheid mit den dazugehörigen Antragsunterlagen vom 16.11.2020 bis 30.11.2020 als 
zusätzliches Informationsangebot gem. § 3 Abs. 2 PlanSiG auch beim Hochsauerlandkreis als Genehmi-
gungsbehörde, Untere Umweltschutzbehörde (Zimmer 233), Am Rothaarsteig 1, 59929 Brilon und der Stadt 
Marsberg, Zimmer 33 (Bauamt, II. OG), Lillersstr. 8, 34431 Marsberg aus und können dort während der Dienst-
stunden unter Berücksichtigung der aufgrund der COVID-19-Pandemie geltenden Schutz-und Hygienebestim-
mungen eingesehen werden. 
Die zum Zeitpunkt der Einsichtnahme in den genannten Verwaltungsstellen jeweils geltenden Infektions-
schutz-und Hygienebestimmungen sowie ggfls. erforderlich werdende Zutrittsbeschränkungen (z.B. Änderung 
der Dienststunden, Pflicht zur Terminabsprache) sind zu beachten.  
 
Dienststunden des Hochsauerlandkreises sind: 
Montag bis Freitag von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr, sowie  
Montag, Mittwoch und Donnerstag von 14:00 Uhr bis 15:30 und  
Dienstag von 14:00 Uhr bis 17:00 Uhr 
 
Voraussetzung für den Einlass in das Verwaltungsgebäude des Hochsauerlandkreises ist das Tragen eines 
Mund-Nasen-Schutzes. Für die Einsichtnahme ist eine vorherige telefonische Terminabsprache unter der Tel.-
Nr. 02961/943155 erforderlich. 
 
Dienststunden der Stadtverwaltung Marsberg sind: 
Montag bis Freitag von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr, 
Dienstag von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr sowie  
Donnerstag von 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr.  
 
Voraussetzung für den Einlass in das Verwaltungsgebäude der Stadt Marsberg ist das Tragen eines Mund-
Nasen-Schutzes. Aktuelle Anforderungen aufgrund der COVID-19-Pandemie sind zu beachten. Für die Ein-
sichtnahme ist eine vorherige telefonische Terminabsprache unter der Tel.-Nr. 02992/6021 erforderlich. 
 
Zum Schutz von Neuinfizierungen mit dem Corona-Virus sind gem. der „Verordnung zum Schutz vor Neuinfi-
zierungen mit dem Corona-Virus SARS-CoV-2 (CoronaSchVO)“ vom 22. März 2020 und den dazu ergange-
nen Änderungen u.a. Mindestabstände von 1,50 m zwischen einzelnen Personen grundsätzlich einzuhalten.  
 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid Dritten gegenüber, die keine Einwendungen erhoben ha-
ben, als zugestellt. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen den Bescheid können Sie vor dem Verwaltungsgericht Arnsberg, 59821 Arnsberg, Jägerstraße 1, bin-
nen eines Monats, nachdem Ihnen der Bescheid bekannt gegeben wurde, schriftlich oder zur Niederschrift 
des/der Urkundenbeamten/in der Geschäftsstelle Klage erheben. 
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Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Poststelle des 
Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet 
sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 
VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedin-
gungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen 
des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-
Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803).* 
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll 
einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen ange-
geben werden. 
 
Wird die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben, soll die angefochtene Verfügung in Urschrift oder in 
Abschrift beigefügt werden. 
 
* Hinweis: Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 
 
 
Brilon, 13.11.2020 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Untere Umweltschutzbehörde/Immissionsschutz 
Az: 41.3.40428-2019-04 
 
Im Auftrag 
gez. 
Kraft 
 

 

227 ÖFFENTLICHE ZUSTELLUNG GEM. § 10 

DES VERWALTUNGSZUSTELLUNGS-
GESETZES FÜR DAS LAND NORD-
RHEIN-WESTFALEN (LANDESZUSTEL-
LUNGSGESETZ – LZG NRW) 

 
Herrn Mike Barowka *10.12.1972 in Rheinhausen 
jetzt Duisburg z.Zt. unbekannten Aufenthaltes, ist 
eine Ordnungsverfügung über die Zwangsweise 
Außerbetriebsetzung des Fahrzeuges HSK-QA54 
wegen Nichtzahlung der Kraftfahrzeugsteuer durch 
den Landrat des Hochsauerlandkreises vom 
28.09.2020 zuzustellen (Az.: 47/36.HSK-QA54). 
 
Wegen des unbekannten Aufenthaltes des Be-
troffenen und fehlender Möglichkeit der Zustellung 
an einen Zustellungsbevollmächtigten ist die Zu-
stellung nicht möglich. Es ist daher öffentliche Zu-
stellung erforderlich.  
 
Die Bescheide liegen bei meinem Straßenver-
kehrsamt in 59929 Brilon, Am Rothaarsteig 1, Zim-
mer 10, zur Entgegennahme bereit.  
 
Die Bescheide gelten an dem Tage als zugestellt, 
an dem seit dem Tag der Veröffentlichung im Amts-
blatt des Hochsauerlandkreises zwei Wochen ver-
strichen sind.  
 
Gegen den Bescheid des Landrates des Hoch-
sauerlandkreises vom 28.09.2020 kann vor dem  
 

 
Verwaltungsgericht Arnsberg, 59821 Arnsberg, Jä-
gerstraße 1, binnen eines Monats nach Zustellung 
schriftlich oder zur Niederschrift des/der Urkunden-
beamten/ in der Geschäftsstelle Klage erhoben 
werden. Die Klage kann auch durch Übertragung 
eines elektronischen Dokuments an die elektroni-
sche Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das 
elektronische Dokument muss für die Bearbeitung 
durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur der verant-
wortenden Person versehen sein oder von der ver-
antwortenden Person signiert und auf einem siche-
ren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 
VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung 
und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmen-
bedingungen bestimmen sich nach näherer Maß-
gabe der Verordnung über die technischen Rah-
menbedingungen des elektronischen Rechtsver-
kehrs und über das besondere elektronische Be-
hördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-
Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 
(BGBl. I S. 3803). Weitere Informationen erhalten 
Sie auf der Internetseite www.justiz.de.  
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. 
Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur 
Begründung dienenden Tatsachen und Beweismit-
tel sollen angegeben werden. Wird die Klage 
schriftlich oder zur Niederschrift erhoben, soll die 
angefochtene Verfügung in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Sollte die Frist durch das 
Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten 
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versäumt werden, so würde dessen Verschulden 
Ihnen zugerechnet werden.  
 
Meschede, 03.11.2020 
 
Hochsauerlandkreis  
Der Landrat  
Fachdienst 47 Straßenverkehrsamt  
- Zulassungsstelle -  
Az.:  47/36. HSK-QA54 
 
Im Auftrag  
gez.  
Jahn 
 

 

228 ÖFFENTLICHE ZUSTELLUNG GEM. § 10 

DES VERWALTUNGSZUSTELLUNGS-
GESETZES FÜR DAS LAND NORD-
RHEIN-WESTFALEN (LANDESZUSTEL-
LUNGSGESETZ – LZG NRW) 

 
Der nachstehend bezeichnete Bußgeldbescheid 
wird hiermit für den Hochsauerlandkreis, Fach-
dienst 48 - Verkehrsordnungswidrigkeiten, Eich-
holzstr. 11, 59821 Arnsberg, öffentlich zugestellt. 
 
Bußgeldbescheid vom  04.11.2020 
Aktenzeichen H10/552261095-21 
 
Bußgeldverfahren gegen Schauerte, Susanne 
zuletzt wohnhaft:  Dorfstr. 39, 
 57368 Lennestadt 
 
Die Zustellung erfolgt gem. § 10 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-West-
falen (Landeszustellungsgesetz – LZG NRW) vom 
07.03.2006 i.V.m. § 4 der Verordnung über die öf-
fentliche Bekanntmachung von kommunalem Orts-
recht (Bekanntmachungsverordnung – Bekannt-
mVO) vom 26. August 1999 i.V.m. § 19 der Haupt-
satzung des Hochsauerlandkreises vom 10. De-
zember 2009 in der jeweils geltenden Fassung. 
 
Der Bußgeldbescheid kann in der vorgenannten 
Dienststelle, im Raum 741, zu den Sprechzeiten:  
 
Mo.-Do.  08.30 - 12.00 Uhr 
Mo., Mi., Do.  14.00 - 15.30 Uhr 
Fr.   08.30 - 13.00 Uhr 
Di.   14.00 - 17.00 Uhr 
 
in Empfang genommen werden. 
 
Der Bußgeldbescheid gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tag der Bekanntmachung bzw. seit der Ver-
öffentlichung der Benachrichtigung zwei Wochen 
vergangen sind. 
 
Die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung 
setzt Fristen in Gang, nach deren Ablauf Rechts-
verluste drohen können. 
 
 

Arnsberg, 04.11.2020 
 
Hochsauerlandkreis 
Der Landrat 
Fachdienst 48 – Verkehrsordnungswidrigkeiten 
 
Im Auftrag 
gez. 
Kropf 
 

 

229 ÖFFENTLICHE ZUSTELLUNG GEM. § 10 

DES VERWALTUNGSZUSTELLUNGS-
GESETZES FÜR DAS LAND NORD-
RHEIN-WESTFALEN (LANDESZUSTEL-
LUNGSGESETZ – LZG NRW) 

 
Herrn Thomas Liczba *08.03.1979 in Brakel z.Zt. 
unbekannten Aufenthaltes, ist eine Ordnungsverfü-
gung über die Zwangsweise Außerbetriebsetzung 
des Fahrzeuges HSK-AD72 wegen Nichtzahlung 
der Kraftfahrzeugsteuer durch den Landrat des 
Hochsauerlandkreises vom 02.10.2020 zuzustel-
len (Az.: 47/36.HSK-AD72). 
 
Wegen des unbekannten Aufenthaltes des Be-
troffenen und fehlender Möglichkeit der Zustellung 
an einen Zustellungsbevollmächtigten ist die Zu-
stellung nicht möglich. Es ist daher öffentliche Zu-
stellung erforderlich.  
 
Die Bescheide liegen bei meinem Straßenver-
kehrsamt in 59929 Brilon, Am Rothaarsteig 1, Zim-
mer 10, zur Entgegennahme bereit.  
 
Die Bescheide gelten an dem Tage als zugestellt, 
an dem seit dem Tag der Veröffentlichung im Amts-
blatt des Hochsauerlandkreises zwei Wochen ver-
strichen sind.  
 
Gegen den Bescheid des Landrates des Hoch-
sauerlandkreises vom 02.10.2020 kann vor dem 
Verwaltungsgericht Arnsberg, 59821 Arnsberg, Jä-
gerstraße 1, binnen eines Monats nach Zustellung 
schriftlich oder zur Niederschrift des/der Urkunden-
beamten/ in der Geschäftsstelle Klage erhoben 
werden. Die Klage kann auch durch Übertragung 
eines elektronischen Dokuments an die elektroni-
sche Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das 
elektronische Dokument muss für die Bearbeitung 
durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur der verant-
wortenden Person versehen sein oder von der ver-
antwortenden Person signiert und auf einem siche-
ren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 
VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung 
und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmen-
bedingungen bestimmen sich nach näherer Maß-
gabe der Verordnung über die technischen Rah-
menbedingungen des elektronischen Rechtsver-
kehrs und über das besondere elektronische Be-
hördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-
Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 
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(BGBl. I S. 3803). Weitere Informationen erhalten 
Sie auf der Internetseite www.justiz.de.  
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. 
Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur 
Begründung dienenden Tatsachen und Beweismit-
tel sollen angegeben werden. Wird die Klage 
schriftlich oder zur Niederschrift erhoben, soll die 
angefochtene Verfügung in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Sollte die Frist durch das 
Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten 
versäumt werden, so würde dessen Verschulden 
Ihnen zugerechnet werden.  
 
Meschede, 09.11.2020 
 
Hochsauerlandkreis  
Der Landrat  
Fachdienst 47 Straßenverkehrsamt  
- Zulassungsstelle -  
Az.:  47/36. HSK-AD72 
 
Im Auftrag  
gez.  
Jahn 
 

 

230 ÖFFENTLICHE ZUSTELLUNG GEM. § 10 

DES VERWALTUNGSZUSTELLUNGS-
GESETZES FÜR DAS LAND NORD-
RHEIN-WESTFALEN (LANDESZUSTEL-
LUNGSGESETZ – LZG NRW) 

 
Firma Andy’s Garage in Brilon z.Zt. unbekannten 
Aufenthaltes, ist eine Ordnungsverfügung über die 
Zwangsweise Außerbetriebsetzung des Fahrzeu-
ges HSK-QB244 wegen fehlendem Versicherungs-
schutzes durch den Landrat des Hochsauerland-
kreises vom 29.10.2020 zuzustellen (Az.: 
47/36.HSK-QB244). 
 
Wegen des unbekannten Aufenthaltes des Be-
troffenen und fehlender Möglichkeit der Zustellung 
an einen Zustellungsbevollmächtigten ist die Zu-
stellung nicht möglich. Es ist daher öffentliche Zu-
stellung erforderlich.  
 
Der Bescheid liegt bei meinem Straßenverkehrs-
amt in 59929 Brilon, Am Rothaarsteig 1, Zimmer 
10, zur Entgegennahme bereit.  
 
Der Bescheid gilt an dem Tage als zugestellt, an 
dem seit dem Tag der Veröffentlichung im Amts-
blatt des Hochsauerlandkreises zwei Wochen ver-
strichen sind.  
 
Gegen den Bescheid des Landrates des Hoch-
sauerlandkreises vom 29.10.2020 kann vor dem 
Verwaltungsgericht Arnsberg, 59821 Arnsberg, Jä-
gerstraße 1, binnen eines Monats nach Zustellung 
schriftlich oder zur Niederschrift des/der Urkunden-
beamten/ in der Geschäftsstelle Klage erhoben 
werden. Die Klage kann auch durch Übertragung 

eines elektronischen Dokuments an die elektroni-
sche Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das 
elektronische Dokument muss für die Bearbeitung 
durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur der verant-
wortenden Person versehen sein oder von der ver-
antwortenden Person signiert und auf einem siche-
ren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 
VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung 
und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmen-
bedingungen bestimmen sich nach näherer Maß-
gabe der Verordnung über die technischen Rah-
menbedingungen des elektronischen Rechtsver-
kehrs und über das besondere elektronische Be-
hördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-
Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 
(BGBl. I S. 3803). Weitere Informationen erhalten 
Sie auf der Internetseite www.justiz.de.  
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. 
Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur 
Begründung dienenden Tatsachen und Beweismit-
tel sollen angegeben werden. Wird die Klage 
schriftlich oder zur Niederschrift erhoben, soll die 
angefochtene Verfügung in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Sollte die Frist durch das 
Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten 
versäumt werden, so würde dessen Verschulden 
Ihnen zugerechnet werden.  
 
Meschede, 09.11.2020 
 
Hochsauerlandkreis  
Der Landrat  
Fachdienst 47 Straßenverkehrsamt  
- Zulassungsstelle -  
Az.:  47/36. HSK-QB244 
 
Im Auftrag  
gez.  
Nolte 
 

 

231 ÖFFENTLICHE ZUSTELLUNG GEM. § 10 

DES VERWALTUNGSZUSTELLUNGS-
GESETZES FÜR DAS LAND NORD-
RHEIN-WESTFALEN (LANDESZUSTEL-
LUNGSGESETZ – LZG NRW) 

 
Herrn Mariusz Mazur *10.05.1972 in Polen z.Zt. 
unbekannten Aufenthaltes, ist eine Ordnungsverfü-
gung über die Zwangsweise Außerbetriebsetzung 
des Fahrzeuges HB-H9538 wegen Nichtvornahme 
der Umschreibung durch den Landrat des Hoch-
sauerlandkreises vom 30.10.2020 zuzustellen 
(Az.: 47/36.HB-H9538). 
 
Wegen des unbekannten Aufenthaltes des Be-
troffenen und fehlender Möglichkeit der Zustellung 
an einen Zustellungsbevollmächtigten ist die Zu-
stellung nicht möglich. Es ist daher öffentliche Zu-
stellung erforderlich.  
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Die Bescheide liegen bei meinem Straßenver-
kehrsamt in 59929 Brilon, Am Rothaarsteig 1, Zim-
mer 10, zur Entgegennahme bereit.  
 
Die Bescheide gelten an dem Tage als zugestellt, 
an dem seit dem Tag der Veröffentlichung im Amts-
blatt des Hochsauerlandkreises zwei Wochen ver-
strichen sind.  
 
Gegen den Bescheid des Landrates des Hoch-
sauerlandkreises vom 30.10.2020 kann vor dem 
Verwaltungsgericht Arnsberg, 59821 Arnsberg, Jä-
gerstraße 1, binnen eines Monats nach Zustellung 
schriftlich oder zur Niederschrift des/der Urkunden-
beamten/ in der Geschäftsstelle Klage erhoben 
werden. Die Klage kann auch durch Übertragung 
eines elektronischen Dokuments an die elektroni-
sche Poststelle des Gerichts erhoben werden. Das 
elektronische Dokument muss für die Bearbeitung 
durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur der verant-
wortenden Person versehen sein oder von der ver-
antwortenden Person signiert und auf einem siche-
ren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 
VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung 
und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmen-
bedingungen bestimmen sich nach näherer Maß-
gabe der Verordnung über die technischen Rah-
menbedingungen des elektronischen Rechtsver-
kehrs und über das besondere elektronische Be-
hördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-
Verordnung - ERVV) vom 24. November 2017 
(BGBl. I S. 3803). Weitere Informationen erhalten 
Sie auf der Internetseite www.justiz.de.  
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen. 
Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur 
Begründung dienenden Tatsachen und Beweismit-
tel sollen angegeben werden. Wird die Klage 
schriftlich oder zur Niederschrift erhoben, soll die 
angefochtene Verfügung in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Sollte die Frist durch das 
Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten 
versäumt werden, so würde dessen Verschulden 
Ihnen zugerechnet werden.  
 
Meschede, 10.11.2020 
 
Hochsauerlandkreis  
Der Landrat  
Fachdienst 47 Straßenverkehrsamt  
- Zulassungsstelle -  
Az.:  47/36. HB-H9538 
 
Im Auftrag  
gez.  
Jahn 
 

 

232 BEKANNTMACHUNG DER GESELL-

SCHAFT FÜR ABFALLWIRTSCHAFT 
HOCHSAUERLAND MBH, MESCHEDE 

 

Gemäß § 11 Absatz 3 Satz 2 des Gesellschaftsver-
trages der Gesellschaft für Abfallwirtschaft Hoch-
sauerland mbH, Meschede, i. V. m. § 53 Abs. 1 der 
Kreisordnung NRW i. V. m. § 108 Abs. 3 Satz 1 Nr. 
1 Buchstabe c der Gemeindeordnung NRW wird 
der Jahresabschluss 2019 der Gesellschaft für Ab-
fallwirtschaft Hochsauerland mbH und der Bestäti-
gungsvermerk des mit der Prüfung beauftragten 
Wirtschaftsprüfers wie folgt bekannt gemacht: 
 
Die Gesellschafterversammlung der Gesellschaft 
für Abfallwirtschaft Hochsauerland mbH hat am 19. 
August 2020 den Jahresabschluss zum 31. De-
zember 2019 mit einer Bilanzsumme von 
12.966.874,83 € und die Gewinn- und Verlustrech-
nung vom 01. Januar 2019 bis 31. Dezember 2019 
mit einem Jahresüberschuss von 624.758,76 € mit-
samt Lagebericht festgestellt. Der Jahresüber-
schuss wird auf neue Rechnung vorgetragen. Den 
Geschäftsführern wurde für das Jahr 2019 Entlas-
tung erteilt. 
 
Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichtes beauftragte Kanzlei ARTEMIS 
GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Sundern, 
hat am 10. Juli 2020 folgenden uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄN-
GIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 
 
An die GAH Gesellschaft für Abfallwirtschaft Hoch-
sauerland mbH 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der GAH Gesell-
schaft für Abfallwirtschaft Hochsauerland mbH – 
bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2019 
und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 31. De-
zember 2019 sowie dem Anhang, einschließlich 
der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden – geprüft. Darüber hinaus haben 
wir den Lagebericht der GAH Gesellschaft für Ab-
fallwirtschaft Hochsauerland mbH für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 31. De-
zember 2019 geprüft.  
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse 
 

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in 
allen wesentlichen Belangen den deutschen, 
für Kapitalgesellschaften geltenden handels-
rechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft 
zum 31. Dezember 2019 sowie ihrer Ertrags-
lage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
2019 bis zum 31. Dezember 2019 und 
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 vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, entspricht den deutschen 
gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chan-
cen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend dar.   

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, 
dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen ge-
gen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts in Übereinstimmung mit 
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ unseres Bestätigungsvermerks weiterge-
hend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen 
unabhängig in Übereinstimmung mit den deut-
schen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen deut-
schen Berufspflichten in Übereinstimmung mit die-
sen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, 
dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den 
Jahresabschluss und den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für 
die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentli-
chen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jah-
resabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die internen Kon-
trollen, die sie in Übereinstimmung mit den deut-
schen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung als notwendig bestimmt haben, um die Auf-
stellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder un-
beabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind 
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zu-

sammenhang mit der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Dar-
über hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bi-
lanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder recht-
liche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner 
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die 
sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstel-
lung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit 
den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vor-
schriften zu ermöglichen, und um ausreichende ge-
eignete Nachweise für die Aussagen im Lagebe-
richt erbringen zu können. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten o-
der unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, 
und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie 
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss sowie mit den bei der Prüfung gewonne-
nen Erkenntnissen in Einklang steht, den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsver-
merk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Si-
cherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine we-
sentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Fal-
sche Darstellungen können aus Verstößen oder 
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesent-
lich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt 
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-
scheidungen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Er-
messen aus und bewahren eine kritische Grund-
haltung. Darüber hinaus 
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 identifizieren und beurteilen wir die Risiken 
wesentlicher – beabsichtigter oder unbeab-
sichtigter – falscher Darstellungen im Jahres-
abschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf 
diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs-
nachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs-
urteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentli-
che falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, ist bei Verstößen höher als bei Un-
richtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zu-
sammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellun-
gen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kon-
trollen beinhalten können. 

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die 
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prü-
fung des Lageberichts relevanten Vorkehrun-
gen und Maßnahmen, um Prüfungshandlun-
gen zu planen, die unter den gegebenen Um-
ständen angemessen sind, jedoch nicht mit 
dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 
dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und da-
mit zusammenhängenden Angaben. 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Ange-
messenheit des von den gesetzlichen Vertre-
tern angewandten Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten 
Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Un-
sicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen 
oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit auf-
werfen können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicherheit be-
steht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungs-
vermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerk-
sam zu machen oder, falls diese Angaben un-
angemessen sind, unser jeweiliges Prüfungs-
urteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis 
zum Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Er-
eignisse oder Gegebenheiten können jedoch 
dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unter-
nehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den 
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jah-
resabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-

sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver-
mittelt. 

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts 
mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent-
sprechung und das von ihm vermittelte Bild 
von der Lage der Gesellschaft. 

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-
kunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins-
besondere die den zukunftsorientierten Anga-
ben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen nach und 
beurteilen die sachgerechte Ableitung der zu-
kunftsorientierten Angaben aus diesen An-
nahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu 
den zukunftsorientierten Angaben sowie zu 
den zugrunde liegenden Annahmen geben wir 
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten Anga-
ben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verant-
wortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeut-
same Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwa-
iger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir 
während unserer Prüfung feststellen. 
 
Sundern, 10. Juli 2020 
 
ARTEMIS GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
gez. 
Stephan Gödde 
Wirtschaftsprüfer“ 
 
Der Jahresabschluss 2019 mit Lagebericht liegt bis 
zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses 
zur Einsichtnahme während der Öffnungszeiten 
auf der Zentralen Reststoffdeponie des Hoch-
sauerlandkreises, Verwaltungsgebäude, Frielin-
ghausen 2, 59872 Meschede, Zimmer 204 aus. 
 
Meschede, 30.10.2020 
 
gez. 
Reinhard Pape 
Geschäftsführer 
 

 

233 BEKANNTMACHUNG DES JAHRESAB-

SCHLUSSES DES ABFALLENTSOR-
GUNGSBETRIEBES DES HOCHSAUER-
LANDKREISES FÜR DAS WIRT-
SCHAFTSJAHR 2019 

 
Der Kreistag des Hochsauerlandkreises hat in sei-
ner Sitzung am 04.09.2020 den Jahresabschluss 
2019 für den Abfallentsorgungsbetrieb des Hoch-
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sauerlandkreises -AHSK- mit einer Abschluss-
summe der Bilanz zum 31.12.2019 von 
48.149.925,79 € und einem Jahresüberschuss von 
262.036,63 € festgestellt. Er hat zugleich beschlos-
sen, dass der Jahresüberschuss an den Kernhaus-
halt ausgeschüttet wird. 
 
 

Abschließender Vermerk der gpaNRW 
 
Die gpaNRW ist gemäß § 106 Abs. 2 GO in der bis 
zum 31. Dezember 2018 gültigen Fassung i. V. m. 
Artikel 10 Abs. 1 des 2. NKFWG NRW gesetzliche 
Abschlussprüferin des Betriebes Abfallentsor-
gungsbetrieb des Hochsauerlandkreises AHSK. 
Zur Durchführung der Jahresabschlussprüfung 
zum 31.12.2019 hat sie sich der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft ARTEMIS GmbH, Sundern, be-
dient. 
 
Diese hat mit Datum vom 17.07.2020 den nachfol-
gend dargestellten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
  
„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄN-
GIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 
 
An den Abfallentsorgungsbetrieb des Hochsauer-
landkreises (AHSK) 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss des Abfallentsor-
gungsbetriebs des Hochsauerlandkreises (AHSK) 
- bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 
2019 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Geschäftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 31. De-
zember 2019 sowie dem Anhang, einschließlich 
der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewer-
tungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben 
wir den Lagebericht des Abfallentsorgungsbetriebs 
des Hochsauerlandkreises (AHSK) für das Ge-
schäftsjahr vom 1. Januar 2019 bis zum 31. De-
zember 2019 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse 
 

 entspricht der beigefügte Jahresabschluss in 
allen wesentlichen Belangen deutschen, für 
Kapitalgesellschaften geltenden handels-
rechtlichen Vorschriften und vermittelt unter 
Beachtung der deutschen Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft 
zum 31. Dezember 2019 sowie seiner Er-
tragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
2019 bis zum 31. Dezember 2019 und 
 

 vermittelt der beigefügte Lagebericht insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen 
steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem 

Jahresabschluss, entspricht deutschen ge-
setzlichen Vorschriften und stellt die Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend dar. 

 
Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 
die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 
317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt 
„Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts“ unseres Bestätigungsvermerks weiterge-
hend beschrieben. Wir sind von der Gesellschaft 
unabhängig in Übereinstimmung mit den deut-
schen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 
Vorschriften und haben unsere sonstigen deut-
schen Berufspflichten in Übereinstimmung mit die-
sen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, 
dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage 
für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des 
Betriebsausschusses für den Jahresabschluss und 
den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für 
die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 
deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentli-
chen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jah-
resabschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich für die internen Kon-
trollen, die sie in Übereinstimmung mit den deut-
schen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung als notwendig bestimmt haben, um die Auf-
stellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 
der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder un-
beabsichtigten - falschen Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind 
die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 
Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zu-
sammenhang mit der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Dar-
über hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes 
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der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bi-
lanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder recht-
liche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen 
Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang 
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften 
entspricht und die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner 
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für 
die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die 
sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstel-
lung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit 
den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vor-
schriften zu ermöglichen, und um ausreichende ge-
eignete Nachweise für die Aussagen im Lagebe-
richt erbringen zu können. 
 
Der Betriebsausschuss ist verantwortlich für die 
Überwachung des Rechnungslegungsprozesses 
der Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prü-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit 
darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 
Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten o-
der unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, 
und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes 
Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie 
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss sowie mit den bei der Prüfung gewonne-
nen Erkenntnissen in Einklang steht, den deut-
schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsver-
merk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum 
Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet. 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Si-
cherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine we-
sentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Fal-
sche Darstellungen können aus Verstößen oder 
Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesent-
lich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet 
werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt 
die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses 
und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-
scheidungen von Adressaten beeinflussen. 
  
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Er-
messen aus und bewahren eine kritische Grund-
haltung. Darüber hinaus 
 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken 
wesentlicher - beabsichtigter oder unbeab-
sichtigter - falscher Darstellungen im Jahres-
abschluss und im Lagebericht, planen und 
führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf 
diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungs-
nachweise, die ausreichend und geeignet 
sind, um als Grundlage für unsere Prüfungs-
urteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentli-
che falsche Darstellungen nicht aufgedeckt 
werden, ist bei Verstößen höher als bei Un-
richtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zu-
sammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellun-
gen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kon-
trollen beinhalten können. 
 

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die 
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 
internen Kontrollsystem und den für die Prü-
fung des Lageberichts relevanten Vorkehrun-
gen und Maßnahmen, um Prüfungshandlun-
gen zu planen, die unter den gegebenen Um-
ständen angemessen sind, jedoch nicht mit 
dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 
dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 
 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von 
den gesetzlichen Vertretern angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Ver-
tretbarkeit der von den gesetzlichen Vertre-
tern dargestellten geschätzten Werte und da-
mit zusammenhängenden Angaben. 
 

 ziehen wir Schlussfolgerungen über die Ange-
messenheit des von den gesetzlichen Vertre-
tern angewandten Rechnungslegungsgrund-
satzes der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten 
Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Un-
sicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen 
oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 
Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit auf-
werfen können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicherheit be-
steht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungs-
vermerk auf die dazugehörigen Angaben im 
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerk-
sam zu machen oder, falls diese Angaben un-
angemessen sind, unser jeweiliges Prüfungs-
urteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere 
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis 
zum Datum unseres Bestätigungsvermerks 
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Er-
eignisse oder Gegebenheiten können jedoch 
dazu führen, dass die Gesellschaft seine Un-
ternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen 
kann. 
 

 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den 
Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses 
einschließlich der Angaben sowie ob der Jah-
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resabschluss die zugrunde liegenden Ge-
schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung 
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnis-
sen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-
nanz- und Ertragslage der Gesellschaft ver-
mittelt. 
 

 beurteilen wir den Einklang des Lageberichts 
mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent-
sprechung und das von ihm vermittelte Bild 
von der Lage der Gesellschaft. 
 

 führen wir Prüfungshandlungen zu den von 
den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-
kunftsorientierten Angaben im Lagebericht 
durch. Auf Basis ausreichender geeigneter 
Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei ins-
besondere die den zukunftsorientierten Anga-
ben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde 
gelegten bedeutsamen Annahmen nach und 
beurteilen die sachgerechte Ableitung der zu-
kunftsorientierten Angaben aus diesen An-
nahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil zu 
den zukunftsorientierten Angaben sowie zu 
den zugrunde liegenden Annahmen geben wir 
nicht ab. Es besteht ein erhebliches unver-
meidbares Risiko, dass künftige Ereignisse 
wesentlich von den zukunftsorientierten Anga-
ben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verant-
wortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeut-
same Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwa-
iger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir 
während unserer Prüfung feststellen.“ 
 
Die gpaNRW hat den Prüfungsbericht der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft ARTEMIS GmbH aus-
gewertet und eine Analyse anhand von Kennzah-
len durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem 
Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers 
wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung 
gemäß § 3 der Verordnung über die Durchführung 
der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben 
und prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) 
ist aus Sicht der gpaNRW nicht erforderlich. 
 
Herne, den 13.10.2020 
gpaNRW 
 
Im Auftrag 
gez.    L.S. 
Gregor Loges 
 
 
 
 

Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2019 
wird bis zur Feststellung des folgenden Jahresab-
schlusses zur Einsichtnahme während der Öff-
nungszeiten im Verwaltungsgebäude des AHSK 
auf dem Gelände der Zentralen Reststoffdeponie 
Hochsauerlandkreis in 59872 Meschede, Frielin-
ghausen 2, Raum 204, zur Einsicht verfügbar ge-
halten. Er kann ebenfalls im Kreistagsinformations-
system des Hochsauerlandkreises unter der Drs.-
Nr. 9/1503 online eingesehen werden. 
 
Meschede, 30.10.2020 
 
gez. 
Pape 
Betriebsleiter 
 

 

234 VERLÄNGERUNG DER ÜBERTRA-

GUNG DER PFLICHT ZUR BESEITI-
GUNG VON ABFÄLLEN AUS ANDEREN 
HERKUNFTSBEREICHEN ALS PRIVA-
TEN HAUSHALTUNGEN AN DIE GE-
SELLSCHAFT FÜR ABFALLWIRT-
SCHAFT HOCHSAUERLAND MBH 

 
Hiermit wird durch die Gesellschaft für Abfallwirt-
schaft Hochsauerland mbH der verfügende Teil 
des Übertragungsbescheides der Bezirksregierung 
Arnsberg vom 30.10.2020, Az. 52.03.03-002/2020-
001, entsprechend der Nebenbestimmung Nr. 7 
des v. g. Bescheides ortsüblich öffentlich bekannt 
gemacht: 
 
„Auf Antrag vom 23.06.2020 und 06.08.2020 wird 
gemäß § 72 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
(KrWG) der Übertragungsbescheid gem. § 16 Abs. 
2 Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-
/AbfG) vom 25.11.2010, Az. 52.6.4-958, für die im 
Gebiet des Hochsauerlandkreises angefallenen 
und überlassenen Abfälle zur Beseitigung aus an-
deren Herkunftsbereichen als privaten Haushaltun-
gen mit Zustimmung des Landrates des Hoch-
sauerlandkreises vom 11.08.2020 auf die  
 
Gesellschaft für Abfallwirtschaft Hochsauerland 
mbH 
Frielinghausen 2 
59872 Meschede 
(GAH) 
 
über den 31.12.2020 bis zum 31.12.2030 verlän-
gert. 
 
Die Übertragung gilt weiterhin nicht für die mit be-
stehender Drittbeauftragung im Auftrag des Hoch-
sauerlandkreises betriebenen Boden- und Bau-
schuttdeponien.“ 
 
gez. 
Pape 
Geschäftsführer 
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235 ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 

DES KREISES PADERBORN 
 BETR: ERRICHTUNG UND BETRIEB 

VON ZWEI WINDENERGIEANLAGEN IN 
BAD WÜNNENBERG 

 
Kreis Paderborn 

Der Landrat 
Aldegreverstr. 10-14 

33102 Paderborn 
 
Aktenzeichen 66.3/40378-20-600 
 
Die Windpark Wohlbedacht GmbH & Co. KG, Vatt-
mannstr. 6, 33100 Paderborn, beantragt gemäß § 
4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG eine Genehmigung zur Errichtung und zum 
Betrieb von zwei Windenergieanlagen des Typs 
Enercon E-147 EP5 in Bad Wünnenberg, Gemar-
kung Fürstenberg, Flur 11, Flurstück 23 sowie Flur 
12, Flurstück 32.  
 
Die Windenergieanlagen haben die folgenden 
technischen Merkmale: 
 

Typ Enercon E-147 EP5 

Leistung 4.300 kW 

Nabenhöhe 155,1 m 

Rotordurchmesser 147,0 m  

Gesamthöhe 228,6 

 
Weitere Angaben zu dem Vorhaben können dem 
ausgelegten Antrag und den zugehörigen Antrags-
unterlagen entnommen werden. 
 
Bei dem beantragten Vorhaben handelt es sich um 
genehmigungsbedürftige Anlagen im Sinne des § 
4 BImSchG. Die Anlage ist im Anhang zu § 1 der 
Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla-
gen (4. BImSchV) unter Ziffer 1.6.2 aufgeführt. Für 
das Verfahren und die Zulassungsentscheidung ist 
der Kreis Paderborn zuständig.  
 
Die UVP-Pflicht wurde gemäß § 5 Abs. 1 UVPG am 
01.04.2020 festgestellt.  
 
Gemäß § 10 Abs. 3 BImSchG i.V.m. §§ 8 ff. der 
Verordnung über das Genehmigungsverfahren (9. 
BImSchV) und § 19 UVPG wird das Vorhaben hier-
durch öffentlich bekannt gemacht.  
 
Der Antrag mit den dazugehörigen Antragsunterla-
gen (UVP-Bericht, Landschaftspflegerischer Be-
gleitplan, Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, 
FFH-Vorprüfung, Schattenwurfanalyse, Schal-
limmissionsprognose mit Anhang, Gutachten zur 
Standorteignung (Turbulenzgutachten), Gutachten 
zu Risiken durch Eiswurf und Eisfall, Gutachten zur 
optisch bedrängenden Wirkung) liegen in der Zeit 
vom 
 

03.12.2020 bis einschließlich 04.01.2021 
 
bei  

- der Kreisverwaltung Paderborn, Amt 66 Umwel-
tamt – Sachgebiet Immissionsschutz, Zimmer 
C.03.19, Aldegreverstraße 10-14, 33102 Pa-
derborn, Terminvereinbarung unter der Telefon-
nummer 05251 308 6668, 
 

- der Stadt Bad Wünnenberg, Bauamt, Zimmer 
02, Nebenstelle Kirchstraße 10, 33181 Bad 
Wünnenberg, keine Terminvereinbarung erfor-
derlich, 
 

- der Stadt Marsberg, Rathaus, Zimmer 33, Lil-
lers-Str. 8, 34431 Marsberg, Terminvereinba-
rung unter der Telefonnummer 02992 602 248, 

 
aus und können dort an jedem behördlichen Ar-
beitstag während der Dienststunden eingesehen 
werden.  
 
Zusätzlich werden die Antragsunterlagen im Inter-
net unter http://www.kreis-paderborn.de/kreis_pa-
derborn/buergerservice/amtsverzeichnis/aem-
ter/66-umweltamt/veroeffentlichungen/veroeffentli-
chungen-Immissionsschutz/Amtliche-Bekanntma-
chung-und-Auslegung.php und auf dem UVP-Por-
tal unter www.uvp-verbund.de veröffentlicht. 
 
Der UVP-Bericht enthält gebündelte Angaben bzgl. 
der zu erwartenden Umweltauswirkungen auf die 
Schutzgüter des Gesetzes über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (Menschen, insbesondere die 
menschliche Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die 
biologische Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Luft, 
Klima und Landschaft, kulturelles Erbe und sons-
tige Sachgüter) sowie zu den Wechselwirkungen 
zwischen den Schutzgütern. Detaillierte Angaben 
zu Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch sind 
der Schattenwurfanalyse und der Schallimmissi-
onsprognose sowie dem Gutachten zu Risiken 
durch Eiswurf und Eisfall zu entnehmen, auf die 
Schutzgüter Tiere und Landschaft dem arten-
schutzrechtlichen Fachbeitrag sowie dem Fachbei-
trag zur FFH-Vorprüfung. Eine Bewertung des Ein-
griffs in Natur und Landschaft ist Gegenstand des 
Landschaftspflegerischen Begleitplanes. Auswir-
kungen auf benachbarten Windenergieanlagen 
sind im Gutachten zur Standorteignung dargestellt. 
Mögliche optische Auswirkungen auf Wohnge-
bäude sind im Gutachten zur optisch bedrängen-
den Wirkung dargestellt.  
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können wäh-
rend der Auslegungsfrist und bis einen Monat nach 
Ablauf der Auslegungsfrist (bis einschließlich 
03.02.2021) schriftlich oder zur Niederschrift bei 
den vorstehend genannten Behörden oder elektro-
nisch unter fb66@kreis-paderborn.de erhoben 
werden. 
 
Maßgebend für fristgerechte Einwendungen ist der 
Eingang der Einwendung bis zum Ablauf der o.g. 
Frist bei den vorstehend genannten Behörden. Mit 
Ablauf dieser Frist sind für die Genehmigungsver-
fahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die 

http://www.uvp.nrw.de/
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nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beru-
hen. Dies gilt nicht für ein sich anschließendes Ge-
richtsverfahren. 
 
Name und Anschrift der Einwender sind auf den 
Einwendungen vollständig und deutlich lesbar an-
zugeben. Unleserliche Namen oder Anschriften 
können nicht berücksichtigt werden. Die Einwen-
dungsschreiben werden an die Antragstellerin zur 
Stellungnahme weitergegeben. Auf Verlangen des 
Einwenders werden dessen Name und Anschrift 
unkenntlich gemacht, soweit die Angaben nicht zur 
Beurteilung des Inhalts der Einwendungen erfor-
derlich sind.  
 
Werden Einwendungen erhoben, kann die Geneh-
migungsbehörde gemäß § 10 Abs. 6 BImSchG die 
rechtzeitig gegen die Vorhaben erhobenen Ein-
wendungen mit der Antragstellerin und denjenigen, 
die Einwendungen erhoben haben, erörtern. Findet 
aufgrund einer Ermessensentscheidung der Ge-
nehmigungsbehörde eine Erörterung der erhobe-
nen Einwendungen nicht statt, wird diese Entschei-
dung öffentlich bekannt gegeben. 
 
Der Termin zur mündlichen Erörterung der erhobe-
nen Einwendungen wird durch die Genehmigungs-
behörde zunächst auf den 24.02.2021 ab 09:30 
Uhr anberaumt.  
 
Der Erörterungstermin wird im Raum A.01.09 (Gro-
ßer Sitzungssaal) der Kreisverwaltung Paderborn, 
Aldegreverstr. 10-14, 33102 Paderborn durchge-
führt. Bei Bedarf wird die Erörterung an dem da-
rauffolgenden behördlichen Arbeitstag zu gleicher 
Zeit an gleicher Stelle fortgesetzt.  
 
Der Erörterungstermin ist gemäß § 18 Abs. 1 der 
9. BImSchV öffentlich. Im Einzelfall kann aus be-
sonderen Gründen die Öffentlichkeit ausgeschlos-
sen werden. Bei Platzmangel haben Behördenver-
treter, die Vertreter der Antragstellerin und Perso-
nen, die fristgerecht Einwendungen vorgebracht 
haben, sowie deren rechtsgeschäftliche Vertreter 
und Beistände Vorrang der Teilnahme. 
 
Die rechtzeitig erhobenen Einwendungen werden 
in diesem Termin ohne Rücksicht auf das Ausblei-
ben der Vertreter der Antragstellerin oder der Per-
sonen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert. 
Eine besondere Einladung zu diesem Termin er-
folgt nicht mehr. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Zustellung 
der Entscheidung über den Genehmigungsantrag 
und über Einwendungen durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden kann. 
 
Im Auftrag 
gez. 
Kasmann 
 

 
 

236 BEKANNTMACHUNG DER EINLADUNG 

ZUR KONSTITUIERENDEN SITZUNG 
DER VERBANDSVERSAMMLUNG DES 
SPARKASSENZWECKVERBANDES IN 
DER 10. WAHLPERIODE AM 23.11.2020 

 
Gem. § 8 Abs. 1 des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GkG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 01.10.1979 (GV. NRW. S. 
621) und § 48 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das 
Land NRW (GO NRW) vom 14.07.1994 (GV. NRW. 
1994, S. 666) in Verbindung mit § 1 Abs. 2 Satz 2 
der Satzung des Sparkassenzweckverbandes des 
Hochsauerlandkreises, der Städte Brilon, Hallen-
berg, Medebach, Olsberg, Winterberg und der Ge-
meinde Bestwig (jeweils in der zurzeit geltenden 
Fassung) gebe ich hiermit bekannt, dass die kon-
stituierende Sitzung der Verbandsversammlung 
des Sparkassenzweckverbandes in der 10. Wahl-
periode  
 
am Montag, 23.11.2020, Beginn: 17.00 Uhr,  
in der Konzerthalle Olsberg, Ruhrstraße 32, 59939 
Olsberg,  
 
mit nachstehender Tagesordnung stattfindet:  
 
 
T A G E S O R D N U N G 
 
 
I. Öffentlicher Teil 
 
1. Eröffnung und Begrüßung, Feststellung der 

ordnungsgemäß erfolgten Einladung und der 
Beschlussfähigkeit  

 
2. Bestellung eines Schriftführers 
 
3. Annahme der Niederschrift über die letzte Sit-

zung der Verbandsversammlung am 
27.05.2020 

 
4. Verpflichtung der Mitglieder der Verbandsver-

sammlung 
 
5. Wahl des Vorsitzenden und des stellvertreten-

den Vorsitzenden der Verbandsversammlung  
 sowie deren Einführung und Verpflichtung 
 
6. Wahl des Verbandsvorstehers und des stell-

vertretenden Verbandsvorstehers  
 sowie deren Einführung und Verpflichtung  
 
7. Regelung der Geschäftsführung des Sparkas-

senzweckverbandes 
 
8. Verwaltungsrat der Sparkasse Hochsauer-

land; 
 hier: Wahl des Vorsitzenden  
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9. Verwaltungsrat der Sparkasse Hochsauer-
land; 

 hier: Wahl der ordentlichen Mitglieder sowie 
 der stellvertretenden Mitglieder 

 
10. Verwaltungsrat der Sparkasse Hochsauer-

land; 
 hier: Wahl der Stellvertreter des vorsitzen-

 den  Mitglieds 
 
11. Verwaltungsrat der Sparkasse Hochsauer-

land;   
 hier: Wahl eines Hauptverwaltungsbeamten 

 und/oder seines Stellvertreters gem. 
 § 11 Abs. 3 SpkG 

 
12. Wahl der Mitglieder und stellvertretenden Mit-

glieder für die Verbandsversammlung des 
Sparkassenverbandes Westfalen-Lippe 
(SVWL) 

 
13. Verschiedenes 
 
 
Brilon, den 12.11.2020 
 
gez. 
WOLFGANG DIEKMANN 
 
Vorsitzender der Verbandsversammlung 
des Sparkassenzweckverbandes des Hochsauer-
landkreises, der Städte Brilon, Hallenberg, Mede-
bach, Olsberg, Winterberg und der Gemeinde 
Bestwig 
 

 

237 KRAFTLOSERKLÄRUNG DES SPAR-

KASSENBUCHES NR. 361013907 
 
Das von der Sparkasse Hochsauerland ausge-
stellte Sparkassenbuch Nr. 361013907 wird hiermit 
für kraftlos erklärt. 
 
Brilon, 29.10.2020 
 
Sparkasse Hochsauerland 
Der Vorstand 
 

 

238 KRAFTLOSERKLÄRUNG DES SPAR-

KASSENBUCHES NR. 300676046 
 
Das von der Sparkasse Hochsauerland ausge-
stellte Sparkassenbuch Nr. 300676046 wird hiermit 
für kraftlos erklärt. 
 
Brilon, 04.11.2020 
 
Sparkasse Hochsauerland 
Der Vorstand 
 

 

239 KRAFTLOSERKLÄRUNG DES SPAR-

KASSENBUCHES NR. 371195108 
 
Das von der Sparkasse Hochsauerland ausge-
stellte Sparkassenbuch Nr. 371195108 wird hiermit 
für kraftlos erklärt. 
 
Brilon, 04.11.2020 
 
Sparkasse Hochsauerland 
Der Vorstand 
 

 

240 KRAFTLOSERKLÄRUNG DES SPAR-

KASSENBUCHES NR. 300684149 
 
Das von der Sparkasse Hochsauerland ausge-
stellte Sparkassenbuch Nr. 300684149 wird hiermit 
für kraftlos erklärt. 
 
Brilon, 04.11.2020 
 
Sparkasse Hochsauerland 
Der Vorstand 
 

 
 


